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Ziel:

Beschreibung:

Abhängigkeiten, Konflikte, 

Änderungsbedarf:

Antrag:

Kompetenz: Regierungsrat Priorität:

Finanzen

in TCHF

Plan

Ist

Abw.

0

0 -100 -100 -100 -100 -100 -400

0 0 0 0 0 0

Folgejahre Total 24-28

Einsparung 0 100 100 100 100 100 400

2024 2025 2026 2027 2028

jährlich wiederkehrend Aufwandreduktion Globalbudget

Folgende Leistungsvereinbarungen werden durch das Amt für Berufsbildung, Mittel- und Hochschulen sistiert, 

respektive nicht mehr verlängert:

Projekt "begleitete Lehrstellenvermittlung" des KMU und Gewerbeverbandes Solothurn (KGV)

Projekt "Berufsbildungsmarketing" des KGV

Projekt "Lehrstellenbörsen Solothurn Umgebung und Oensingen" des KGV

Projekt "tunSolothurn.ch" der Solothurner Handelskammer

Amt für Berufsbildung, Mittel- und Hochschulen

Sistierung Projektfinanzierung (ausser Berufsmessen)

Sistierung der Projektfinanzierung (ausser Berufsmessen), weil die aus den Bundesbeiträgen geäufneten Projektmittel 

nicht ausreichen.    

Die Situation auf dem Lehrstellenmarkt hat sich in den vergangenen Jahren markant entschärft. Statt eines 

Lehrstellenmangels, gibt es ein Lehrstellenüberangebot. Und die Anzahl Schülerinnen und Schüler ohne 

Anschlusslösung nach der obligatorischen Schulzeit ist auf sehr tiefem Niveau stabil. Daher sollen die Projekte im 

Bereich Berufsbildung sistiert werden. 

Nach § 61 Absatz 1 der Verordnung über die Berufsbildung (VBB) vom 11. November 2008 (BGS 416.112) können 

Beiträge aus den Mitteln der Pauschalbeiträge des Bundes für Projekte zur Förderung der Berufsbildung geleistet 

werden. Aufgrund der sinkenden Bundesbeiträge in den vergangenen Jahren einerseits und mehreren 

Investitionsprojekten von Verbänden für Berufsbildungsbauten andererseits, werden gemäss der aktuellen 

Finanzplanung die geäufneten Mittel für die Investitionen künftig nicht mehr ausreichen, Projekte weiterhin zu 

finanzieren. Eine Weiterführung der Projektfinanzierung müsste über das Globalbudget Berufsbildung, Mittel- und 

Hochschulwesen erfolgen und würde demzufolge die Staatsrechnung belasten. 

Laufende Leistungsvereinbarungen werden nicht mehr verlängert, respektive neue Leistungsvereinbarungen (ausser 

Berufsmessen) werden nicht mehr abgeschlossen. 


